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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1987 Ausgegeben am 12. März 1987 31. Stück

7 8 . Bundesgesetz: Änderung des Bundesministeriengesetzes 1986, des Arbeitsmarktförderungsgesetzes
und des Lebensmittelgesetzes 1975
(NR: GP XVII RV 9 AB 31 S. 4. BR: 3207 AB 3208 S. 483.)

78. Bundesgesetz vom 24. Feber 1987, mit
dem das Bundesministeriengesetz 1986, das
Axbeitsmarktförderungsgesetz und das

Lebensmittelgesetz 1975 geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesministeriengesetz 1986, BGBl.
Nr. 76, wird wie folgt geändert:

1. § 1 lautet:

„§ 1. (1) Bundesministerien im Sinne des Art. 77
B-VG sind:

1. das Bundeskanzleramt,
2. das Bundesministerium für auswärtige Ange-

legenheiten,
3. das Bundesministerium für wirtschaftliche

Angelegenheiten,
4. das Bundesministerium für Arbeit und Sozia-

les,
5. das Bundesministerium für Finanzen,
6. das Bundesministerium für Inneres,
7. das Bundesministerium für Justiz,
8. das Bundesministerium für Landesverteidi-

gung,
9. das Bundesministerium für Land- und Forst-

wirtschaft,
10. das Bundesministerium für Umwelt, Jugend

und Familie,
11. das Bundesministerium für Unterricht, Kunst

und Sport,
12. das Bundesministerium für öffentliche Wirt-

schaft und Verkehr,
13. das Bundesministerium für Wissenschaft und

Forschung.

(2) Soweit der Bundespräsident mit Entschlie-
ßung gemäß Art. 77 Abs. 3 B-VG die sachliche Lei-
tung bestimmter, zum Wirkungsbereich des Bun-
deskanzleramtes gehörender Angelegenheiten
einem eigenen Bundesminister überträgt, führt die-
ser einen auf die ihm übertragenen Angelegenhei-
ten hinweisenden Titel."

2. § 7 Abs. 7 lautet:

„Auf die Einrichtung der Buchhaltungen der
Bundesministerien sind das Bundeshaushaltsgesetz,
BGBl. Nr. 213/1986, und die auf Grund dessen
erlassenen Verordnungen anzuwenden."

3. § 9 dritter Satz lautet:

„Ferner kann für einen fünf Jahre nicht überstei-
genden Zeitraum eine geeignete Person im Sinne
des Ausschreibungsgesetzes, BGBl. Nr. 700/1974,
auch durch Dienstvertrag betraut werden, wobei
neuerliche Betrauungen zulässig sind:

1. mit der Leitung des Verfassungsdienstes im
Bundeskanzleramt, der Generaldirektion für
die öffentliche Sicherheit und der Generaldi-
rektion für die Post- und Telegraphenverwal-
tung;

2. mit der Funktion des Generalsekretärs für
auswärtige Angelegenheiten;

3. mit der Leitung von Sektionen, die überwie-
gend die Koordination der Tätigkeit sämtli-
cher Bundesministerien auf bestimmten Sach-
gebieten besorgen."

4. Teil 2 der Anlage lautet:

, A BUNDESKANZLERAMT

1. Angelegenheiten der allgemeinen Regie-
rungspolitik einschließlich der Koordination
der gesamten Verwaltung des Bundes, soweit
sie nicht in die Zuständigkeit eines anderen
Bundesministeriums fällt.

Dazu gehören insbesondere auch:

Vorbereitung der allgemeinen Regierungs-
politik.

Hinwirken auf die Wahrung der Einheitlich-
keit der allgemeinen Regierungspolitik und
auf das einheitliche Zusammenarbeiten der
Bundesministerien in allen politischen Belan-
gen.

Hinwirken auf das einheitliche Zusammen-
arbeiten zwischen Bund und Ländern.
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Koordination in Angelegenheiten der elek-
tronischen Informationsübermittlung.

Wirtschaftliche Koordination.

Zusammenfassende Behandlung der Angele-
genheiten der Strukturpolitik.

Koordination in Angelegenheiten der Raum-
forschung, Raumordnung und Raumpla-
nung.

Koordination in Angelegenheiten der umfas-
senden Landesverteidigung.

2. Informationstätigkeit der Regierung.

Dazu gehören insbesondere auch:

Angelegenheiten der Information der Regie-
rung; Information der Öffentlichkeit über
die Arbeit der Regierung.

Pressedienst mit Ausnahme der Angelegen-
heiten der Presseattaches; Verbindungs-
dienst zu den allgemeinen Informationsmit-
teln Presse, Hörfunk und Fernsehen.

Angelegenheiten der Österreichischen
Staatsdruckerei — ,Wiener Zeitung'.

3. Angelegenheiten der staatlichen Verfassung.

Dazu gehören insbesondere auch:

Angelegenheiten der Bundesverfassung mit
Ausnahme der Finanzverfassung und der in
der Bundesverfassung vorgesehenen Wahlen,
Volksabstimmungen und Volksbegehren;
verfassungsrechtliche Angelegenheiten der
staatlichen Organisation; Wahrnehmung der
verfassungsmäßigen Führung der Regie-
rungsgeschäfte des Bundes.

Angelegenheiten der Verfassungs- und der
Verwaltungsgerichtsbarkeit.

Angelegenheiten der Grund- und Freiheits-
rechte.

Verfassungsrechtliche Angelegenheiten der
immerwährenden Neutralität Österreichs.

Angelegenheiten staatlicher Hoheitszeichen,
soweit sie nicht in die Zuständigkeit eines
anderen Bundesministeriums fallen.

Allgemeine Angelegenheiten der Amts- und
Organhaftung.

Kundmachungswesen des Bundes.

Angelegenheiten der Landesverfassungen.

Allgemeine Angelegenheiten der Landesge-
setzgebung.

4. Personelle Angelegenheiten der obersten
Organe der Vollziehung mit Ausnahme des
Bundespräsidenten.

5. Allgemeine Angelegenheiten der staatlichen
Verwaltung.

Dazu gehören insbesondere auch:

Allgemeine Angelegenheiten der Rechtsord-
nung, der Legistik und der Gesetzessprache
einschließlich der Wahrung der Einheitlich-
keit der die Rechtsetzung des Bundes vorbe-
reitenden Tätigkeit der Bundesministerien.

Allgemeine Angelegenheiten der Organisa-
tion und des Verfahrens der Verwaltungsbe-
hörden, Ämter und sonstigen Einrichtungen,
die Aufgaben der staatlichen Verwaltung
besorgen.

Allgemeine Angelegenheiten der Sicherung
einer bürgernahen, wirtschaftlichen, sparsa-
men und zweckmäßigen Verwaltungsorgani-
sation.

Allgemeine Angelegenheiten des Verwal-
tungsrechts einschließlich des Verwaltungs-
strafrechts und des Verwaltungsvollstrek-
kungsrechts.

Allgemeine Angelegenheiten der Verwal-
tungsreform.

Allgemeine Angelegenheiten der Hilfsmittel
der Verwaltung.

Allgemeine Angelegenheiten des Formular-
wesens.

Allgemeine Angelegenheiten der inneren
Revision.

Allgemeine Angelegenheiten der automa-
tionsunterstützten Datenverarbeitung ein-
schließlich der Koordination ihrer Planung
und ihres Einsatzes sowie der Beurteilung
von Anwendungen der automationsunter-
stützten Datenverarbeitung unter Gesichts-
punkten der Wirtschaftlichkeit, Zweckmä-
ßigkeit und Sparsamkeit sowie der Verwal-
tungsreform und des Datenschutzes.

Angelegenheiten eines Ausweichrechenzen-
trums des Bundes.

Allgemeine Angelegenheiten der Registratu-
ren, der Behördenbibliotheken und der Stati-
stik.

Zusammenfassende Behandlung und Koor-
dination in Angelegenheiten, die den Wir-
kungsbereich zweier oder mehrerer Bundes-
ministerien berühren.

6. Allgemeine Personalangelegenheiten von
öffentlich Bediensteten, soweit sie nicht in die
Zuständigkeit des Bundesministeriums für
Finanzen fallen.

Dazu gehören insbesondere auch:

Dienst- und Besoldungsrecht, Pensionsrecht,
Dienstrechtsverfahren und dienstrechtliche



31. Stück — Ausgegeben am 12. März 1987 — Nr. 78 247

Organisationsmaßnahmen, Stellenplan des
Bundes.

Allgemeine Angelegenheiten der Aus- und
Weiterbildung von öffentlich Bediensteten.
Allgemeine Angelegenheiten der Dienstprü-
fungen.

Allgemeine Angelegenheiten der beruflichen
Vertretung von öffentlich Bediensteten.

Hinwirkung auf die einheitliche Gestaltung
der Dienstverhältnisse der öffentlich Bedien-
steten des Bundes, der Länder und der
Gemeinden.

Allgemeine Angelegenheiten der Anwerbung
von Bediensteten des Bundes.

7. Angelegenheiten österreichischer staatlicher
Auszeichnungen und Titel, soweit sie nicht in
den Wirkungsbereich des Bundesministe-
riums für auswärtige Angelegenheiten fallen,
sowie Angelegenheiten des innerstaatlichen
Zeremoniells.

8. Führung der Kanzleigeschäfte der Bundesre-
gierung und sonstiger Kollegialorgane, in
denen der Bundeskanzler den Vorsitz führt.

9. Angelegenheiten der OECD und der in
ihrem Rahmen errichteten Organisationen,
Einrichtungen und Unternehmungen sowie
des Verkehrs mit diesen, soweit sie nicht in
den Wirkungsbereich eines anderen Bundes-
ministeriums fallen.

Dazu gehören insbesondere auch die Ange-
legenheiten der österreichischen Delegation
bei der OECD in Paris.

10. Angelegenheiten des Hörfunks und des Fern-
sehens, soweit sie nicht in die Zuständigkeit
des Bundesministeriums für öffentliche Wirt-
schaft und Verkehr fallen; sonstige Medien-
angelegenheiten mit Ausnahme des gerichtli-
chen Medienrechts.

11. Allgemeine Angelegenheiten der Information
und Dokumentation sowie des Datenschut-
zes.

12. Angelegenheiten der Archive.

13. Angelegenheiten des Gesundheitswesens.

Dazu gehören insbesondere auch:

Allgemeine Gesundheitspolitik.

Schutz vor Gefahren für den allgemeinen
Gesundheitszustand der Bevölkerung.

Angelegenheiten der Gesundheitspflege,
Gesundheitserziehung und Gesundheitsbera-
tung.

Angelegenheiten der Gesundheitsvorsorge,
soweit es sich nicht um Angelegenheiten der
Sozialversicherung handelt.

Angelegenheiten der Arbeitsmedizin, soweit
es sich nicht um Angelegenheiten der Sozial-
versicherung oder des Arbeitnehmerschutzes
handelt.

Angelegenheiten der Sportmedizin.

Hygienewesen und Impfwesen.

Überwachung und Bekämpfung übertragba-
rer Krankheiten.

Allgemeine Angelegenheiten des Schutzes
vor ionisierenden Strahlen.

Angelegenheiten der Kurorte und der natür-
lichen Heilvorkommen, der Heil- und Pfle-
geanstalten und der Volkspflegestätten.

Medizinische Angelegenheiten des Behin-
dertenwesens, soweit es sich nicht um Ange-
legenheiten der Sozialversicherung handelt.

Überwachung und Bekämpfung des Miß-
brauches von Alkohol und Suchtgiften.

Apotheken- und Arzneimittelwesen, Angele-
genheiten des Verkehrs mit tierärztlichen
Mitteln und Desinfektionsmitteln; Preisrege-
lung auf diesem Gebiet.

Angelegenheiten der Bundesapotheken.

Angelegenheiten des Gesundheitsschutzes in
bezug auf Heilbehelfe und Gebrauchsgegen-
stände.

Angelegenheiten des Suchtgift- und des Gift-
verkehrs.

Angelegenheiten des Leichen- und Bestat-
tungswesens.

Aus-, Fort- und Weiterbildung des Personals
der öffentlichen Gesundheitsverwaltung.

14. Angelegenheiten des Veterinärwesens mit
Ausnahme der Angelegenheiten, die von der
Bundesanstalt für Fortpflanzung und Besa-
mung von Haustieren zu besorgen sind.

Dazu gehören insbesondere auch:

Angelegenheiten der Schlachttier- und
Fleischuntersuchung.

Angelegenheiten der Futtermittelhygiene
und -kontrolle.

Angelegenheiten der Tierkörperbeseitigung.

Aus-, Fort- und Weiterbildung des Personals
der öffentlichen Veterinärverwaltung.
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15. Angelegenheiten der Nahrungsmittelkon-
trolle.

Dazu gehören insbesondere auch:

Angelegenheiten des Verkehrs mit Lebens-
mitteln, Verzehrprodukten, Zusatzstoffen,
kosmetischen Mitteln und Gebrauchsgegen-
ständen.

Nahrungsmittelhygiene.

Aus-, Fort- und Weiterbildung des Personals
der öffentlichen Nahrungsmittelkontrolle.

16. Angelegenheiten des Sanitäts- und Veterinär-
personals.

Dazu gehören insbesondere auch:

Angelegenheiten der Ärzte, Tierärzte, Apo-
theker, Dentisten, Hebammen und sonstiger
Sanitäts- und Veterinärpersonen einschließ-
lich der Angelegenheiten ihrer beruflichen
Vertretung.

Aus-, Fort- und Weiterbildung der Ärzte,
Tierärzte und Pharmazeuten nach ihrer Gra-
duierung sowie der sonstigen Sanitätsperso-
nen.

B. BUNDESMINISTERIUM FÜR AUSWÄR-
TIGE ANGELEGENHEITEN

Auswärtige Angelegenheiten, soweit sie nicht
in die Zuständigkeit eines anderen Bundesmi-
nisteriums fallen.

Dazu gehören insbesondere auch:

Angelegenheiten der Außenpolitik in allen
Bereichen der staatlichen Vollziehung.

Angelegenheiten des Völkerrechts.

Verhandlung von Staatsverträgen.

Unbeschadet Art. 65 Abs. 1 B-VG Vertre-
tung der Republik Österreich gegenüber
ausländischen Staaten und sonstigen Völker-
rechtssubjekten einschließlich internationaler
Organisationen sowie der Verkehr mit die-
sen.

Sonstige Angelegenheiten internationaler
Organisationen.

Angelegenheiten der ausländischen Vertre-
tungsbehörden in Österreich und ihrer
Funktionäre sowie der österreichischen Ver-
tretungsbehörden im Ausland.

Angelegenheiten der Diplomatenpässe.

Angelegenheiten des zwischenstaatlichen
Zeremoniells.

Angelegenheiten des Auszeichnungswesens,
soweit es Ausländer oder ausländische Aus-
zeichnungen und Titel betrifft.

Schutz österreichischer Staatsbürger und
ihres Vermögens im Ausland und gegenüber
dem Ausland.

Vermittlung von Rechts- und Amtshilfe.
Angelegenheiten der wirtschaftlichen Inte-
gration.

Angelegenheiten der kulturellen Auslandsbe-
ziehungen.

Angelegenheiten der Diplomatischen Akade-
mie.

Angelegenheiten der Konsulargebühren.

Verwaltung aller Bauten und Liegenschaften
der dem Bundesministerium für auswärtige
Angelegenheiten unterstehenden öster-
reichischen Vertretungsbehörden im Aus-
land.

Angelegenheiten der Entwicklungshilfe ein-
schließlich der Angelegenheiten der OECD
in diesem Bereich sowie Koordination der
internationalen Entwicklungspolitik.

C. BUNDESMINISTERIUM FÜR WIRT-
SCHAFTLICHE ANGELEGENHEITEN

1. Angelegenheiten des Gewerbes und der Indu-
strie, soweit sie nicht in den Wirkungsbereich
des Bundesministeriums für öffentliche Wirt-
schaft und Verkehr und des Bundesministe-
riums für Arbeit und Soziales fallen.

Dazu gehören insbesondere auch:

Angelegenheiten des Handels und der Ver-
richtung von Dienstleistungen.

Angelegenheiten des Gewerberechts mit
Ausnahme von Rohrleitungsangelegenhei-
ten.

Angelegenheiten des Ladenschlusses.

Gewerbliche und industrielle Forschung.

Angelegenheiten der betrieblichen Berufs-
ausbildung und Berufsfortbildung.

2. Angelegenheiten des Bergwesens.

Dazu gehören insbesondere auch:

Lenkungs- und Bewirtschaftungsmaßnah-
men hinsichtlich Kohle, Erdöl und Erdgas.
Angelegenheiten des Arbeitnehmerschutzes
für Arbeitnehmer im Bergbau.

3. Angelegenheiten der Wirtschafts- und Struk-
turpolitik auf Sachgebieten, die in die
Zuständigkeit des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Angelegenheiten fallen.
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4. Ordnung des Binnenmarktes, soweit sie nicht
in die Zuständigkeit des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft oder unter Z 3
und 5 fällt.

5. Angelegenheiten der Preisregelung, Preis-
überwachung und Preistreiberei, soweit sie
nicht in den Wirkungsbereich des Bundes-
kanzleramtes fallen.

6. Wettbewerbsangelegenheiten.

7. Patentwesen einschließlich der Angelegenhei-
ten der Patentanwälte und ihrer beruflichen
Vertretung.

8. Angelegenheiten des Schutzes von Mustern,
Marken und anderen Warenbezeichnungen.

9. Angelegenheiten des Fremdenverkehrs.

10. Angelegenheiten der Filmförderung, soweit
es sich nicht um Schul- und Kulturfilme han-
delt.

11. Angelegenheiten der beruflichen Vertretung
der auf dem Gebiet des Handels, des Gewer-
bes und der Industrie selbständig Berufstäti-
gen.

12. Angelegenheiten der Wirtschaftstreuhänder
einschließlich ihrer beruflichen Vertretung,
soweit sie nicht in die Zuständigkeit des Bun-
desministeriums für Finanzen fallen.

13. Angelegenheiten des Energiewesens, soweit
sie nicht bereits unter Z 2 fallen.

Dazu gehören insbesondere auch:

Angelegenheiten der Elektrizitätswirtschaft
und deren Planung, die Förderung der Elek-
trifizierung sowie die Angelegenheiten der
Bewirtschaftung der elektrischen Energie.

Starkstromwegerecht.

Angelegenheiten der Kernenergie.

Verwaltung der Anteilsrechte des Bundes an
den durch das Zweite Verstaatlichungsge-
setz, BGBl. Nr. 81/1947, verstaatlichten
Unternehmungen.

14. Wahrnehmung handels- und wirtschaftspoli-
tischer Angelegenheiten gegenüber dem Aus-
land sowie die Vorbereitung und Verhand-
lung von Staatsverträgen auf diesem Gebiet,
soweit es sich nicht um Angelegenheiten der
wirtschaftlichen Integration, um Angelegen-
heiten des Europarates und der OECD sowie
der Vereinten Nationen einschließlich
UNCTAD und ECE handelt.

15. Durchführung des EFTA-Übereinkommens,
der EG-Übereinkommen und künftiger Inte-
grationsübereinkommen mit Ausnahme der
innerstaatlichen Durchführung auf Sachge-
bieten, die in die Zuständigkeit des Bundes-
ministeriums für Finanzen oder des Bundes-
ministeriums für Land- und Forstwirtschaft
fallen.

16. Unbeschadet Art. 65 Abs. 1 B-VG Vertre-
tung der Republik Österreich in den in den
Z 14 und 15 genannten Angelegenheiten
gegenüber ausländischen Staaten und ande-
ren Völkerrechtssubjekten einschließlich
zwischenstaatlicher Organisationen mit
Ausnahme der Europäischen Gemeinschaf-
ten, des Europarates und der OECD sowie
der Vereinten Nationen einschließlich
UNCTAD und ECE.

17. Angelegenheiten der österreichischen Vertre-
tungsbehörden bei der EFTA, beim Büro der
Vereinten Nationen in Genf, soweit Belange
des GATT wahrzunehmen sind, wobei
jedoch mit diesen Vertretungsbehörden im
Wege des Bundesministeriums für auswärtige
Angelegenheiten zu verkehren ist.

18. Verkehr auch mit anderen als den in Z 17
genannten österreichischen Vertretungsbe-
hörden im Ausland in Angelegenheiten der
Z 14 und 15 im Wege des Bundesministe-
riums für auswärtige Angelegenheiten.

19. Maßnahmen, die zur Vorbereitung der Ver-
handlung oder zur innerstaatlichen Durch-
führung von Staatsverträgen oder sonstigen
Völkerrechtsgeschäften auf dem Gebiet der
wirtschaftlichen Integration notwendig sind,
soweit es sich dabei nicht um völkerrechtliche
oder außenpolitische Fragen oder um die
innerstaatliche Durchführung auf Sachgebie-
ten handelt, die in die Zuständigkeit des Bun-
desministeriums für Finanzen oder des Bun-
desministeriums für Land- und Forstwirt-
schaft fallen.

20. Angelegenheiten der wirtschaftlichen Lan-
desverteidigung einschließlich der Koordina-
tion der wirtschaftlichen Landesverteidigung.

21. Verwaltung aller Bauten und Liegenschaften
des Bundes einschließlich der Angelegenhei-
ten des staatlichen Hochbaues, des Straßen-
baues, des Wasserbaues hinsichtlich der
schiffbaren Flüsse Donau und March und der
Thaya von der Staatsgrenze in Bernhardsthal
bis zur Mündung in die March und sonstiger
Wasserstraßen sowie der Wasserversorgung
und Kanalisation, soweit sie nicht in. die
Zuständigkeit eines anderen Bundesministe-
riums fallen.
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22. Baukoordinierung.

23. Bundesmobilienverwaltung.

24. Angelegenheiten des Bau-, Wohnungs- und
Siedlungswesens.

Dazu gehören insbesondere auch:

Angelegenheiten des Wiederaufbaues der
durch die Kriegsereignisse zerstörten Bau-
ten; Wohnbauförderung einschließlich der
Angelegenheiten der zu diesem Zweck
errichteten Fonds.

Volkswohnungswesen und Kleingartenwe-
sen.

Enteignung zum Zweck der Assanierung
und andere Assanierungsmaßnahmen.

Bautechnische Angelegenheiten des Zivil-
schutzes sowie der Raum- und Landespla-
nung.

25. Angelegenheiten der wirtschaftlich-techni-
schen Forschung, soweit sie nicht in die
Zuständigkeit des Bundesministeriums für
Wissenschaft und Forschung fallen.

Dazu gehören insbesondere auch:

Technisches Versuchswesen.

Beschußangelegenheiten.

Maß-, Gewichts-, Eich- und Vermessungs-
wesen.

Angelegenheiten aller anderen technischen
Prüf- und Sicherheitszeichen mit Ausnahme
des Punzierungswesens.

Normenwesen.

26. Angelegenheiten der Normalisierung und
Typisierung elektrischer Anlagen und Ein-
richtungen sowie Sicherheitsmaßnahmen auf
diesem Gebiet.

27. Vermarkung und Vermessung der Staats-
grenzen.

28. Angelegenheiten des Maschinenwesens ein-
schließlich des Dampfkesselwesens, soweit sie
nicht in die Zuständigkeit des Bundesministe-
riums für öffentliche Wirtschaft und Verkehr
fallen.

29. Angelegenheiten des Ingenieur- und Zivil-
technikerwesens einschließlich der Angele-
genheiten ihrer beruflichen Vertretungen.

30. Angelegenheiten der Unternehmungen, die
durch Bundesgesetz mit dem Bau und der
Erhaltung von Bundesstraßen betraut sind.

Dazu gehören insbesondere auch:

Die Verwaltung der Anteilsrechte des Bun-
des an der Brenner Autobahn AG, der Tau-
ernautobahn AG, der Pyhrn Autobahn AG,
der Arlberg Straßentunnel AG und der
Autobahnen- und Schnellstraßen AG.

BUNDESMINISTERIUM FÜR ARBEIT
UND SOZIALES

1. Allgemeine Sozialpolitik.

2. Angelegenheiten der Sozialversicherung ein-
schließlich der Arbeitslosenversicherung.

3. Angelegenheiten des Arbeitsrechts, soweit sie
nicht in die Zuständigkeit des Bundesministe-
riums für Justiz, des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Angelegenheiten oder des
Bundesministeriums für öffentliche Wirt-
schaft und Verkehr fallen, mit Ausnahme des
Arbeitnehmerschutzes im Bergbau und in
Verkehrsbetrieben.

Dazu gehören insbesondere auch:

a) Arbeitsvertragsrecht.

Dazu gehören insbesondere auch:

Arbeitsvertragsrechtliche Sonderregelun-
gen für einzelne Arbeitnehmergruppen,
wie Angelegenheiten des Urlaubes und
der Schlechtwetterentschädigung für
Bauarbeiter;

Angelegenheiten der Heimarbeit und der
Rechtsverhältnisse arbeitnehmerähnli-
cher Personen;

hingegen nicht arbeitsvertragsrechtliche
Regelungen, bei denen andere Gegen-
stände des bürgerlichen Rechts im Vor-
dergrund stehen.

b) Arbeitnehmerschutzrecht.

Dazu gehören insbesondere auch:

Arbeitsmedizinische Angelegenheiten;

Angelegenheiten des Lehrlingsschutzes
und des Heimarbeitsschutzes;

Arbeitsinspektorate mit Ausnahme der
Verkehrs-Arbeitsinspektorate.

c) Arbeits- und Betriebsverfassungsrecht.

Dazu gehören insbesondere auch:

Gesetzliche Interessenvertretungen der
Arbeitnehmer;
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Angelegenheiten des Schlichtungswe-
sens; Angelegenheiten der Betriebsvertre-
tung.

d) Kollektive Rechtsgestaltung auf dem
Gebiet des Arbeitsrechts.

Dazu gehören insbesondere auch:

Recht der Gesamtarbeitsverträge und der
Festsetzung von Lohntarifen.

4. Angelegenheiten des Arbeitsmarktes.

5. Angelegenheiten der allgemeinen und der
besonderen Fürsorge, soweit es sich nicht um
die Mutterschafts- und Säuglingsfürsorge
handelt.

6. Angelegenheiten der Behindertenhilfe.

BUNDESMINISTERIUM FÜR FINANZEN

1. Angelegenheiten der Finanzverfassung ein-
schließlich des Finanzausgleiches.

2. Angelegenheiten der Bundesfinanzen.

Dazu gehören insbesondere auch:

Erstellung des Bundesfinanzgesetzentwurfes
samt Anlagen und Führung des Bundeshaus-
haltes.

Angelegenheiten der öffentlichen Abgaben
und Beiträge, soweit diese Abgaben und Bei-
träge von Abgabenbehörden des Bundes ver-
waltet werden.

Zollwesen einschließlich der Angelegenhei-
ten des Dienstbetriebes der Zollwache.

Angelegenheiten des Verfahrens, der Erhe-
bung, der Vollstreckung, des Verwaltungs-
strafrechts und des Verwaltungsstrafverfah-
rens auf dem Gebiet der in den Wirkungsbe-
reich des Bundesministeriums für Finanzen
fallenden Abgaben und Beiträge.

Organisatorische Angelegenheiten der Abga-
ben(Zoll)verwaltung des Bundes.

3. Angelegenheiten des Finanzwesens ein-
schließlich der Finanzpolitik.

Dazu gehören insbesondere auch:

Währungs-, Kredit-, Sparkassen-, Bank- und
Börsewesen.

Angelegenheiten des Kapital- und Zahlungs-
verkehrs.

Angelegenheiten der Vertragsversicherungs-
aufsicht.

Punzierungswesen.
Angelegenheiten der Österreichischen Post-
sparkasse.

4. Angelegenheiten der Wirtschaftspolitik,
soweit sie nicht in die Zuständigkeit eines
anderen Bundesministeriums fallen, unbe-
schadet der Zuständigkeit des Bundeskanz-
leramtes zur wirtschaftlichen Koordination.

5. Angelegenheiten staatlicher Monopole ein-
schließlich der Errichtung und Verwaltung
von Bauten und Liegenschaften des Bundes,
die Zwecken der staatlichen Monopole
gewidmet sind.

6. Angelegenheiten des Bundesvermögens,
soweit sie nicht in die Zuständigkeit eines
anderen Bundesministeriums fallen.

Dazu gehören insbesondere:

Verfügung über Bundesvermögen.

Verwaltung des Bundesvermögens, soweit
sie nicht in die Zuständigkeit eines anderen
Bundesministeriums fällt.

Angelegenheiten der Staatskredite, der Bun-
deshaftungen und der Finanzschulden.
Erfassung, Sicherung, Verwaltung und Ver-
wertung von dem Bund verfallenen oder .
heimgefallenen oder herrenlosen Vermö-
genswerten.

Finanzielle Angelegenheiten des Erwerbes
und der Verwaltung von Anteilsrechten des
Bundes an Gesellschaften und an Genossen-
schaften, soweit sie sich unmittelbar auf den
Bundeshaushalt auswirken.

7. Angelegenheiten der Wirtschaftstreuhänder
auf dem Gebiet der Beratung und Vertretung
in Abgaben- und Finanzstrafsachen.

8. Finanzielle Kriegsschadensangelegenheiten
einschließlich der Rückstellungs- und Rück-
gabeangelegenheiten.

Dazu gehören insbesondere auch:

Kriegs-, Besatzungs- und Kriegsfolgeschä-
den am österreichischen Vermögen im In-
und Ausland sowie an ausländischem Ver-
mögen in Österreich.

Angelegenheiten der finanziellen Durchfüh-
rung des Staatsvertrages vom 15. Mai 1955.

9. Finanzielle Angelegenheiten des Dienstver-
hältnisses öffentlich Bediensteter.

10. Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung
und öffentlichen Aufsicht einschließlich der
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Verwertung unter öffentlicher Verwaltung
oder öffentlicher Aufsicht stehender Vermö-
genschaften.

11. Verhandlungen über die Aufnahme von
Anleihen bei der Internationalen Bank für
Wiederaufbau und Entwicklung oder bei son-
stigen Völkerrechtssubjekten. Verhandlun-
gen über die Gewährung von Staatskrediten.
Angelegenheiten internationaler Finanzinsti-
tutionen und des Rates für die Zusammenar-
beit auf dem Gebiet des Zollwesens sowie des
Verkehrs mit diesen.

F. BUNDESMINISTERIUM FÜR INNERES

1. Angelegenheiten des Sicherheitswesens,
soweit sie nicht in den Wirkungsbereich eines
anderen Bundesministeriums fallen.

Dazu gehören insbesondere auch:

Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe,
Ordnung und Sicherheit.

Waffen-, Munitions- und Sprengmittelwe-
sen, Schießwesen mit Ausnahme des militäri-
schen Waffen-, Schieß- und Munitionswe-
sens sowie des Spreng- und Schießmittelwe-
sens im Bergbau.

Besorgung der Aufgaben eines öster-
reichischen Zentralbüros der Internationalen
Kriminalpolizeilichen Organisation —
INTERPOL.

Überwachung des Eintrittes in das Bundes-
gebiet und des Austrittes aus diesem; Ein-
und Auswanderungswesen.

Fremdenpolizei und Meldewesen einschließ-
lich der Angelegenheiten der Einwohnerver-
zeichnisse.

Untersuchung von Grenzzwischenfällen.

Volkszählungswesen.

Abschiebung, Abschaffung, Ausweisung,
Flüchtlingswesen; Angelegenheiten der Aus-
lieferung und der Durchlieferung, soweit sie
nicht von Justizbehörden zu vollziehen sind.

Vereins- und Versammlungsangelegenhei-
ten.

Die nicht im Dienst der Strafrechtspflege zu
besorgenden Angelegenheiten der Presse-
polizei.

Wappenwesen.

Veranstaltungswesen.

Paßangelegenheiten mit Ausnahme der
Angelegenheiten der Diplomatenpässe.
Hilfeleistung bei Elementarereignissen und

Unglücksfällen einschließlich der Angele-
genheiten des Rettungswesens und der Feu-
erwehr.

Angelegenheiten des Zivilschutzes, soweit sie
nicht in die Zuständigkeit des Bundesmini-
steriums für wirtschaftliche Angelegenheiten
fallen.

Unfallforschung, Verkehrserziehung und
Verkehrsstatistik sowie Beschaffung und
Erhaltung von Einrichtungen zur Überwa-
chung des Straßenverkehrs im Rahmen der
Mitwirkung der Organe der Bundespolizei
und der Bundesgendarmerie in Angelegen-
heiten der Straßenpolizei.

2. Angelegenheiten der Staatsgrenzen mit Aus-
nahme ihrer Vermessung und Vermarkung.

3. Angelegenheiten des Dienstbetriebes der
Bundespolizei und der Bundesgendarmerie
und sonstiger Wachkörper, soweit sie nicht in
den Wirkungsbereich eines anderen Bundes-
ministeriums fallen.

4. Angelegenheiten der Staatsbürgerschaft und
des Heimatrechts.

5. Personenstandsangelegenheiten, soweit sie
nicht von Justizbehörden zu vollziehen sind.

Dazu gehören insbesondere auch:

Angelegenheiten des Namensrechts, Füh-
rung der Personenstandsverzeichnisse und
administrative Eheangelegenheiten.

6. Angelegenheiten der auf Grund der Bundes-
verfassung vorgesehenen Wahlen, Volksab-
stimmungen und Volksbegehren.

7. Angelegenheiten der Organisation der inne-
ren Verwaltung in den Ländern.

8. Angelegenheiten der Gemeinden und
Gemeindeverbände, soweit sie nicht in den
Wirkungsbereich des Bundeskanzleramtes
fallen.

9. Angelegenheiten des Stiftungs- und Fondswe-
sens, soweit sie nicht in den Wirkungsbereich
eines anderen Bundesministeriums fallen.

10. Angelegenheiten der Kriegsgräberfürsorge.

11. Angelegenheiten des Zivildienstes.

12. Angelegenheiten der staatlichen Verwaltung,
die nicht ausdrücklich einem anderen Bun-
desministerium zugewiesen sind.
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G. BUNDESMINISTERIUM FÜR JUSTIZ

1. Angelegenheiten des Zivilrechts, soweit sie
nicht in den Wirkungsbereich eines anderen
Bundesministeriums fallen.

Dazu gehören insbesondere auch:

Angelegenheiten des bürgerlichen Rechts
mit Ausnahme des Arbeitsvertragsrechts,
jedoch einschließlich arbeitsvertragsrechtli-
cher Regelungen, bei denen andere Gegen-
stände des bürgerlichen Rechts im Vorder-
grund stehen.

Angelegenheiten des Handelsrechts ein-
schließlich des Gesellschafts- und des Genos-
senschaftsrechts sowie des Wechsel- und
Scheckrechts.

Urheberrecht und verwandte Schutzrechte.

Vertragsversicherungsrecht.

Kartellrecht.

Personenstandsangelegenheiten, die von
Justizbehörden zu vollziehen sind.

Vorbereitung der Ehelicherklärung durch
den Bundespräsidenten.

2. Angelegenheiten des gerichtlichen Straf-
rechts.

3. Angelegenheiten des gerichtlichen Medien-
rechts.

4. Angelegenheiten der Zivil- und Strafgerichts-
barkeit.

Dazu gehören insbesondere auch:

Angelegenheiten der Organisation und des
Verfahrens der ordentlichen Gerichte, der
Kartellgerichte und des schiedsrichterlichen
Verfahrens.

5. Angelegenheiten der staatsanwaltschaftlichen
Behörden sowie der Verfahren von Verwal-
tungsbehörden im Dienst der Strafrechts-
pflege.

6. Angelegenheiten des Vollzuges der Entschei-
dungen und Verfügungen der Gerichte in
Zivil- und Strafrechtssachen.

Dazu gehören insbesondere auch:

Exekutionswesen.

Angelegenheiten des Vollzuges der Verwah-
rungs- und der Untersuchungshaft sowie
von gerichtlichen Strafen, von vorbeugenden
Maßnahmen und gerichtlichen Erziehungs-
maßnahmen.

Angelegenheiten der Resozialisierung ein-
schließlich der Bewährungshilfe.

Angelegenheiten des Dienstbetriebes der
Justizwache.

Angelegenheiten der Auslieferung und der
Durchlieferung, soweit sie von Justizbehör-
den zu vollziehen sind.

7. Konkurs-, Ausgleichs- und Anfechtungs-
recht.

8. Vorsorge für die Errichtung sowie die Orga-
nisation und der Betrieb von Anstalten zum
Vollzug von Freiheitsstrafen und der mit
Freiheitsentziehung verbundenen vorbeugen-
den Maßnahmen und ihre administrative
Verwaltung.

9. Angelegenheiten der Justizverwaltung der in
Z 4 genannten Gerichte.

10. Angelegenheiten der Rechtsanwälte und
Notare einschließlich ihrer beruflichen Ver-
tretung sowie der Verteidiger in Strafsachen.

11. Angelegenheiten der Gerichts- und Justizver-
waltungsgebühren.

H. BUNDESMINISTERIUM FÜR LANDES-
VERTEIDIGUNG

Militärische Angelegenheiten.

Dazu gehören insbesondere auch:

Angelegenheiten der Besorgung der verfas-
sungsgesetzlich festgelegten Aufgaben des
Bundesheeres.

Angelegenheiten der operativen und takti-
schen Führung des Bundesheeres.

Angelegenheiten der Militärluftfahrt.

Angelegenheiten der Bewaffnung und Aus-
rüstung des Bundesheeres sowie der perso-
nellen und materiellen Ergänzung des Bun-
desheeres.

Angelegenheiten des militärischen Waffen-,
Schieß- und Munitionswesens.

Angelegenheiten der Wehrtechnik ein-
schließlich der militär-technischen For-
schung und Erprobung.

Angelegenheiten der militärischen Sperrge-
biete, soweit sie militärische Belange betref-
fen.

Angelegenheiten des Schutzes der Gesund-
heit der Angehörigen des Bundesheeres ein-
schließlich der militärischen Krankenanstal-
ten und der militärischen Arzneimittelversor-
gung.
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Angelegenheiten des militärischen Attaché-
dienstes.

Angelegenheiten des militärischen Bauwe-
sens, soweit sie nicht in die Zuständigkeit
des Bundesministeriums für wirtschaftliche
Angelegenheiten fallen, insbesondere Ver-
waltung einschließlich der Errichtung und
Instandhaltung militärischer Befestigungsan-
lagen insbesondere von Kampf- und Waffen-
ständen, verbunkerten Führungs- und Fern-
meldeeinrichtungen sowie Sperren, von mili-
tärischen Munitionslagern, von nicht ortsfest
errichteten militärischen Anlagen für
Zwecke der Luftraumüberwachung sowie
von Schieß- und Übungsplätzen mit Aus-
nahme der dazugehörigen Hochbauten samt
den damit zusammenhängenden Versor-
gungsanlagen.

Angelegenheiten der Schiffahrt, des Kraft-
fahrwesens, des Fernmelde- und des Ver-
messungswesens im militärischen Bereich.
Führung des Heeresgeschichtlichen
Museums (Militärwissenschaftliches Insti-
tut).

Angelegenheiten der militärischen Stiftungen
und Fonds.

Verwaltung der Heeres-Land- und Forst-
wirtschaft Allentsteig.

BUNDESMINISTERIUM FÜR LAND- UND
FORSTWIRTSCHAFT

1. Angelegenheiten der Agrarpolitik und des
Landwirtschaftsrechts, Ernährungswesen.

Dazu gehören insbesondere auch:

Landwirtschaftliches Forschungs-, Ver-
suchs-, Prüfungs- und Kontrollwesen.

Mastkreditangelegenheiten.

2. Angelegenheiten der Forstpolitik und des
Forstrechts.

Dazu gehören insbesondere auch:

Forstwirtschaftliches Forschungs-, Ver-
suchs-, Prüfungs- und Kontrollwesen.

Wildbach- und Lawinenverbauung.

3. Ordnung des Binnenmarktes hinsichtlich
land-, ernährungs- und forstwirtschaftlicher
Erzeugnisse sowie Futter-, Dünge- und Pflan-
zenschutzmittel mit Ausnahme der Preisrege-
lung, Preisüberwachung und der Angelegen-
heiten der Preistreiberei.

Dazu gehören insbesondere auch:

Qualitätsklassenregelungen, Pflanzenzucht-
und Saatgutwesen.

Importausgleich; Absatz- und Verwertungs-
maßnahmen.

Zollbestätigungsverkehr.

Vorratshaltung.

4. Regelung der Ein- und Ausfuhr.

a) von Waren, die Gegenstand der Urpro-
duktion der heimischen Landwirtschaft
sind, sowie von Fleisch- und Fleischwa-
ren, Mehl und Grieß, Milchpulver, But-
ter, Käse und sonstigen Erzeugnissen der
Milchwirtschaft, Weinen, Futtermittelzu-
bereitungen sowie

b) hinsichtlich phytosanitärer Belange.

5. Weinrecht und Weinaufsicht.

6. Angelegenheiten der Bodenreform und der
Agrarbehörden; Verkehr mit land- und forst-
wirtschaftlichen Grundstücken; Entschul-
dung der Land- und Forstwirtschaft.

7. Angelegenheiten des Wasserrechts und der
Wasserwirtschaft mit Ausnahme der wasser-
bautechnischen Angelegenheiten der Wasser-
straßen sowie der Wasserversorgung und
Kanalisation.

Dazu gehören insbesondere auch:

Wasserwirtschaftliches Forschungs-, Ver-
suchs-, Prüfungs- und Kontrollwesen.

Verwaltung des öffentlichen Wassergutes,
soweit diese nicht in die Zuständigkeit des
Bundesministeriums für wirtschaftliche
Angelegenheiten fällt.

8. Angelegenheiten des Pflanzenschutzes.

9. Angelegenheiten der Schulerhaltung der
land- und forstwirtschaftlichen Bundesschu-
len sowie Dienstrechtsangelegenheiten der
Lehrer an land- und forstwirtschaftlichen
Schulen, soweit diese nicht dem Bundeskanz-
leramt obliegen.

10. Land- und forstwirtschaftliches Börsewesen.

11. Angelegenheiten der beruflichen Vertretung
der auf dem Gebiet der Land- und Forstwirt-
schaft selbständig Erwerbstätigen.

12. Angelegenheiten der Bundesanstalt für Fort-
pflanzung und Besamung von Haustieren.

13. Verwaltung der spezifisch land- und forst-
wirtschaftlich genutzten Liegenschaften des
Bundes einschließlich der Angelegenheiten
der Österreichischen Bundesforste, Bundes-
gärten, Spanischen Reitschule.
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14. Angelegenheiten der Jagd und der Fischerei.

15. Wahrung der wasserrechtlichen und wasser-
wirtschaftlichen Belange bezüglich aller
Grenzgewässer und der wasserbautechni-
schen Belange bezüglich der Grenzgewässer
gegenüber dem Ausland, soweit es sich dabei
nicht um die schiffbaren Flüsse Donau und
March und die Thaya von der Staatsgrenze
bei Bernhardsthal bis zur Mündung in die
March handelt.

J. BUNDESMINISTERIUM FÜR UMWELT,
JUGEND UND FAMILIE

1. Allgemeine Angelegenheiten des Umwelt-
schutzes.

Dazu gehören insbesondere auch:

Allgemeine Umweltschutzpolitik.

Koordination auf allen Gebieten des
Umweltschutzes.

Allgemeine Angelegenheiten des Immissions-
schutzes.

Allgemeine Angelegenheiten des Umwelt-
schutzes auf dem Gebiet des Schutzes vor
ionisierenden Strahlen.

Angelegenheiten der Umweltanwaltschaft.
Allgemeine Angelegenheiten der Umweltver-
träglichkeitsprüfung.

Angelegenheiten des Meß-, Auswerte- und
Dokumentationswesens auf dem Gebiet des
Umweltschutzes.

Forschung auf dem Gebiet des Umweltschut-
zes, soweit sie nicht in die Zuständigkeit des
Bundesministeriums für Wissenschaft und
Forschung fällt.

Aus-, Fort- und Weiterbildung des Personals
der öffentlichen Umweltschutzverwaltung.

2. Angelegenheiten des Natur- und Land-
schaftsschutzes sowie der Naturhöhlen.

3. Allgemeine Angelegenheiten der Familien-
politik einschließlich der Koordination der
Familienpolitik und der Familienförderung.

4. Angelegenheiten des Familienpolitischen Bei-
rates.

5. Angelegenheiten der •Familienberatungsför-
derung.

6. Angelegenheiten des Familienlastenausglei-
ches.

7. Familienpolitische Angelegenheiten auf fol-
genden Sachgebieten:

a) Wohnungswesen;

b) öffentliche Abgaben;

c) Gesundheitspflege, Gesundheitserzie-
hung, Gesundheitsberatung und Gesund-
heitsvorsorge;

d) Ehe- und Kindschaftsrecht, Vormund-
schafts-, Pflegschafts- und Sachwalter-
recht, Unterhaltsvorschußrecht und
Resozialisierung einschließlich des
Rechts der Bewährungshilfe;

e) Sozialversicherung einschließlich der
Arbeitslosenversicherung, Mutterschutz,
allgemeine und besondere Fürsorge
sowie Behindertenhilfe;

f) Volksbildung.

8. Angelegenheiten der Konsumentenpolitik
einschließlich des Konsumentenschutzes,
soweit dieser nicht in den Wirkungsbereich
des Bundesministeriums für Justiz fällt;
Koordination der Konsumentenpolitik.

Dazu gehören insbesondere auch:

Beschwerden in Konsumentenangelegenhei-
ten.

Angelegenheiten des Konsumentenpoliti-
schen Beirates.

Angelegenheiten des Schutzes vor gefährli-
chen Produkten, soweit es sich nicht um
gewerbe- oder wettbewerbsrechtliche Ange-
legenheiten handelt.

9. Angelegenheiten der Mutterschafts- und der
Säuglingsfürsorge.

10. Allgemeine Bevölkerungspolitik.

11. Angelegenheiten der Jugendwohlfahrt, so-
weit es sich nicht um zivilrechtliche Angele-
genheiten handelt.

12. Angelegenheiten der außerschulischen Ju-
genderziehung, soweit es sich nicht um
außerschulische Berufsausbildung handelt.

Dazu gehören insbesondere auch:

Allgemeine Angelegenheiten und Koordina-
tion der Jugendpolitik.

Ideelle und finanzielle Förderung von Ein-
richtungen und Veranstaltungen der außer-
schulischen Jugenderziehung.

Ausbildung und Fortbildung von Mitarbei-
tern der außerschulischen Jugenderziehung,
soweit sie nicht in Schulen erfolgt.



256 31. Stück — Ausgegeben am 12. März 1987 — Nr. 78

K. BUNDESMINISTERIUM FÜR UNTER-
RICHT, KUNST UND SPORT

1. Schulwesen einschließlich Schulerhaltung,
Schulerrichtung und Schulauflassung mit
Ausnahme der Schulerhaltung, Schulerrich-
tung und Schulauflassung der land- und
forstwirtschaftlichen Bundesschulen, Erzie-
hungswesen in den Angelegenheiten der
Schülerheime; Aus- und Weiterbildung sowie
Dienstprüfung der Lehrer, soweit diese nicht
schon durch Z 3 des Teiles 1 erfaßt ist; Mit-
wirkung des Bundes in Angelegenheiten des
Dienstrechts und der Erstellung der Stellen-
pläne für Landeslehrer, soweit sie nicht in die
Zuständigkeit des Bundesministeriums für
Land- und Forstwirtschaft fällt; Kindergar-
ten- und Hortwesen.

2. Angelegenheiten der Kunst, soweit sie nicht
in die Zuständigkeit des Bundesministeriums
für Wissenschaft und Forschung fallen; Bun-
destheater.

3. Angelegenheiten des Kultus.

4. Angelegenheiten der Volksbildung und des
Sports.

5. Angelegenheiten der schulischen, kulturellen
und kirchlichen Stiftungen und Fonds.

6. Angelegenheiten der Förderung der Schul-
und Kulturfilme.

L. BUNDESMINISTERIUM FÜR ÖFFENT-
LICHE WIRTSCHAFT UND VERKEHR

1. Verkehrspolitik.

2. Angelegenheiten des Verkehrswesens bezüg-
lich der Eisenbahnen, der Schiffahrt und der
Luftfahrt.

Dazu gehören insbesondere auch:

Strom- und Schiffahrtspolizei einschließlich
Errichtung und Verwaltung der Dienstob-
jekte der Schiffahrtspolizei, Schiffseichung
und Beurkundung ihres Ergebnisses.

Flugsicherung einschließlich der Errichtung
und Verwaltung von Flugsicherungsanlagen,
Flugwetterdienst.

Angelegenheiten der Werbung für den Per-
sonen- und Güterverkehr.

3. Kraftfahrwesen und Angelegenheiten der
Straßenpolizei.

4. Angelegenheiten des gewerblichen Personen-
und Güterverkehrs einschließlich der
gewerblichen Beförderung von Gütern in
Rohrleitungen mit Ausnahme der Wasserlei-
tungsangelegenheiten.

5. Angelegenheiten der Beförderung von Perso-
nen und Gütern im Werksverkehr.

6. Post- und Fernmeldewesen einschließlich der
Errichtung und Verwaltung von Bauten und
Liegenschaften des Bundes, die für Zwecke
des Post- und Fernmeldewesens gewidmet
sind.

Dazu gehören insbesondere auch:

Fernmeldetechnische Angelegenheiten des
Hörfunks und des Fernsehens.

7. Angelegenheiten der Österreichischen Bun-
desbahnen einschließlich der Errichtung und
Verwaltung von Bauten und Liegenschaften
des Bundes, die Zwecken der Öster-
reichischen Bundesbahnen gewidmet sind.

8. Angelegenheiten des Arbeitnehmerschutzes
für Arbeitnehmer der Verkehrsbetriebe.

Dazu gehören insbesondere auch die Ange-
legenheiten des Verkehrs-Arbeitsinspektora-
tes.

9. Angelegenheiten des Maschinenwesens ein-
schließlich des Dampfkesselwesens, soweit sie
die Prüfung und Überwachung von Einrich-
tungen der Eisenbahn, der Schiffahrt oder
der Luftfahrt betreffen.

10. Angelegenheiten der verstaatlichten oder
staatseigenen Unternehmungen, soweit sie
nicht in den Wirkungsbereich eines anderen
Bundesministeriums fallen.

Dazu gehören insbesondere auch die Ange-
legenheiten der durch das Verstaatlichungs-
gesetz, BGBl. Nr. 168/1946, verstaatlichten
Unternehmungen mit Ausnahme der ver-
staatlichten Banken und der Ersten Donau-
Dampfschiffahrtsgesellschaft, Wien; Verwal-
tung der Anteilsrechte des Bundes an
der Gemeinnützigen Wohnungsgesellschaft
m.b.H. ,Salzachkohle' sowie die Angelegen-
heiten der gemäß Art. 22 des Staatsvertrages,
BGBl. Nr. 152/1955, in das Eigentum des
Bundes übertragenen, der Erdölwirtschaft
dienenden Unternehmungen.

11. Regionalförderung, soweit es sich um einzel-
betriebliche Förderungsmaßnahmen im indu-
striell-gewerblichen Bereich handelt.

12. Angelegenheiten des ERP-Fonds.
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13. Die in den Z l bis 12 genannten Angelegen-
heiten auf folgenden Sachgebieten:

a) Straßenbau.

b) Angelegenheiten der wirtschaftlich-tech-
nischen Forschung.

c) Vermarkung und Vermessung der Staats-
grenzen.

d) Angelegenheiten des Maschinenwesens
einschließlich des Dampfkesselwesens.

e) Angelegenheiten des Wasserbaues hin-
sichtlich der schiffbaren Flüsse Donau
und March und der Thaya von der
Staatsgrenze in Bernhardsthal bis zur
Mündung in die March und sonstiger
Wasserstraßen.

M. BUNDESMINISTERIUM FÜR WISSEN-
SCHAFT UND FORSCHUNG

1. Koordination der Forschungsvorhaben des
Bundes zur Wahrung der allen Verwaltungs-
zweigen gemeinsamen Interessen auf diesem
Gebiet sowie die Koordination der Planung
des Einsatzes von Bundesmitteln zum Zweck
der Forschung.

2. Angelegenheiten der Wissenschaften, insbe-
sondere der wissenschaftlichen Forschung
und Lehre.

Dazu gehören insbesondere auch:

Angelegenheiten der wissenschaftlichen und
künstlerischen Hochschulen sowie anderer
wissenschaftlicher Anstalten und For-
schungseinrichtungen einschließlich der
Österreichischen Akademie der Wissen-
schaften, die Angelegenheiten der wissen-
schaftlichen Berufsvorbildung, Berufsausbil-
dung und Berufsfortbildung, des wissen-
schaftlichen Bibliotheks-, Dokumentations-
und Informationswesens, der studentischen
Interessenvertretung und der Studienbeihil-
fen und Stipendien, die Förderung des Baues
von Studentenheimen sowie die Angelegen-
heiten der wissenschaftlichen Sammlungen
und Einrichtungen.

3. Angelegenheiten der Museen, soweit sie nicht
in die Zuständigkeit des Bundesministeriums
für Landesverteidigung fallen, sowie Angele-
genheiten des Denkmalschutzes.

4. Angelegenheiten der wissenschaftlichen Stif-
tungen und Fonds.

5. Angelegenheiten der Bundesversuchs- und
Forschungsanstalt Arsenal."

Artikel II

(1) Die bisher dem Planstellenbereich des Bun-
desministeriums für Gesundheit und Umweltschutz
angehörenden Bediensteten werden im Verhältnis
8 : 1 in die Planstellenbereiche des Bundeskanzler-
amtes und des Bundesministeriums für Umwelt,
Jugend und Familie übernommen.

(2) Der Bundeskanzler hat im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Umwelt, Jugend und Fami-
lie nach Anhörung der Zentralausschüsse im Bun-
deskanzleramt und im Bundesministerium für
Umwelt, Jugend und Familie mit Bescheid festzu-
stellen, welche der davon betroffenen Beamten in
den Planstellenbereich des Bundeskanzleramtes
übernommen werden. Dabei sind zunächst jene
Beamten zu übernehmen, die ausschließlich oder
überwiegend mit Angelegenheiten befaßt waren,
die nunmehr in den Wirkungsbereich des Bundes-
kanzleramtes fallen. Im übrigen sind Beamte zu
übernehmen, die in erheblichem Maße mit solchen
Angelegenheiten befaßt waren.

(3) Abs. 2 gilt für Vertragsbedienstete mit der
Maßgabe, daß an die Stelle des Bescheides eine
Dienstgebererklärung tritt.

(4) Alle übrigen Bediensteten werden durch
Bescheid oder Dienstgebererklärung des Bundes-
kanzlers im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Umwelt, Jugend und Familie dem Planstellen-
bereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Jugend und Familie zugewiesen.

(5) Für die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits im Ruhestand befindlichen
ehemaligen Angehörigen des Bundesministeriums
für Gesundheit und Umweltschutz sind die der
Dienstbehörde zukommenden Obliegenheiten
weiterhin vom Bundesminister für soziale Verwal-
tung zu besorgen.

Artikel III

(1) Die bisher dem Planstellenbereich des Bun-
desministeriums für soziale Verwaltung angehören-
den Bediensteten sind dem Bundesministerium für
Arbeit und Soziales und dem Bundeskanzleramt im
Verhältnis 20 : 1 zuzuweisen.

(2) Hiezu hat der Bundesminister für Arbeit und
Soziales nach Anhörung des Zentralausschusses im
Bundesministerium für Arbeit und Soziales mit
Bescheid festzustellen, welche der in Organisa-
tionseinheiten, die sowohl für das Bundesministe-
rium für soziale Verwaltung als auch für das Bun-
desministerium für Gesundheit und Umweltschutz
zuständig waren, tätigen Beamten dem Planstellen-
bereich des Bundeskanzleramtes zuzuweisen sind.
Dabei sind zunächst dem Bundeskanzleramt jene
Beamten zuzuweisen, die ausschließlich oder über-
wiegend mit Angelegenheiten befaßt waren, die
nunmehr in den Wirkungsbereich des Bundeskanz-
leramtes fallen; im übrigen jene Beamte, die in
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erheblichem Maße mit solchen Angelegenheiten
befaßt waren. Die übrigen Beamten verbleiben im
Planstellenbereich des Bundesministeriums für
Arbeit und Soziales.

(3) Abs. 2 gilt für Vertragsbedienstete mit der
Maßgabe, daß an die Stelle des Bescheides eine
Dienstgebererklärung tritt.

Artikel IV

(1) Die bisher dem Planstellenbereich des Bun-
desministeriums für Bauten und Technik angehö-
renden Bediensteten gelten grundsätzlich als in den
Planstellenbereich des Bundesministeriums für wirt-
schaftliche Angelegenheiten übernommen.

(2) Soweit aber auf Grund dieses Bundesgesetzes
vom bisherigen Bundesministerium für Bauten und
Technik zu besorgende Angelegenheiten auf das
Bundesministerium für Wissenschaft und For-
schung übergehen, werden die bisher dem Plan-
stellenbereich des Bundesministeriums für Bauten
und Technik angehörenden Bediensteten, die aus-
schließlich oder überwiegend mit diesen Angele-
genheiten betraut sind, in den Planstellenbereich
des Bundesministeriums für Wissenschaft und For-
schung übernommen.

(3) Der Bundesminister für wirtschaftliche Ange-
legenheiten hat nach Anhörung des in diesem Bun-
desministerium eingerichteten Zentralausschusses
mit Bescheid festzustellen, welche Beamten aus-
schließlich oder überwiegend mit diesen Angele-
genheiten betraut sind.

(4) Abs. 3 gilt für Vertragsbedienstete mit der
Maßgabe, daß an die Stelle des Bescheides eine
Dienstgebererklärung tritt.

Artikel V

(1) Soweit auf Grund dieses Bundesgesetzes vom
Bundesministerium für Finanzen oder vom Bundes-
ministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr
zu besorgende Angelegenheiten auf das Bundes-
kanzleramt übergehen, werden die bisher dem
Planstellenbereich des Bundesministeriums für
Finanzen oder des Bundesministeriums für öffentli-
che Wirtschaft und Verkehr angehörenden Bedien-
steten, die ausschließlich oder überwiegend mit die-
sen Angelegenheiten betraut sind, in den Planstel-
lenbereich des Bundeskanzleramtes übernommen.

(2) Der Bundesminister für Finanzen und der
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Ver-
kehr haben nach Anhörung des in diesen Bundes-
ministerien eingerichteten Zentralausschusses mit
Bescheid festzustellen, welche Beamten ausschließ-
lich oder überwiegend mit diesen Angelegenheiten
betraut sind.

(3) Abs. 2 gilt für Vertragsbedienstete mit der
Maßgabe, daß an die Stelle des Bescheides eine
Dienstgebererklärung tritt.

Artikel VI

(1) Den gemäß Art. II bis V in den Planstellenbe-
reich eines anderen Bundesministeriums übernom-
men Bediensteten ist, sofern nicht wichtige dienstli-
che Interessen entgegenstehen, eine Verwendung
zuzuweisen, die ihrer bisherigen zumindest gleich-
wertig ist.

(2) Die im bisherigen Bundesministerium für
Bauten und Technik und im bisherigen Bundesmi-
nisterium für Gesundheit und Umweltschutz einge-
richteten Personalvertretungsorgane bestehen bis
zum Ablauf ihrer Funktionsdauer im Bundesmini-
sterium für wirtschaftliche Angelegenheiten für die
aus dem Bundesministerium für Bauten und Tech-
nik übernommenen Bediensteten und im Bundes-
kanzleramt bzw. im Bundesministerium für
Umwelt, Jugend und Familie für die aus dem Bun-
desministerium für Gesundheit und Umweltschutz
übernommenen Bediensteten weiter. Sie haben
ihren Sitz beim Bundesministerium für wirtschaftli-
che Angelegenheiten bzw. beim Bundeskanzleramt.
§ 23 Abs. 2 lit. c des Bundes-Personalvertretungsge-
setzes, BGBl. Nr. 133/1967, gilt nicht. Für Bedien-
stete nachgeordneter Dienststellen gilt hinsichtlich
der Zentralausschüsse das gleiche.

(3) Die übrigen Bediensteten im Sinne des Abs. 1
werden von jenen Personalvertretungsorganen ver-
treten, die in den übernehmenden Bundesministe-
rien eingerichtet sind. Für Bedienstete nachgeord-
neter Dienststellen gilt hinsichtlich der Zentralaus-
schüsse das gleiche.

Artikel VII

(1) Soweit auf Grund dieses Bundesgesetzes
Änderungen im Wirkungsbereich der Bundesmini-
sterien vorgesehen sind, gelten Zuständigkeitsvor-
schriften in besonderen Bundesgesetzen als sinnge-
mäß geändert.

(2) § 2 Abs. 6 des Dienstrechtsverfahrensgesetzes
1984 und § 59 Abs. 1 Z 4 des Bundeshaushaltsge-
setzes 1985, BGBl. Nr. 213/1985, bleiben unbe-
rührt.

Artikel VIII

Das Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGBl.
Nr. 31/1969, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. Nr. 61/1983, wird wie folgt geändert:

§ 39 b Abs. 3 lautet:

„(3) Über die Gewährung der Beihilfe, über
deren Art und deren Höhe hat der Bundesminister
für soziale Verwaltung im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen und dem Bundesmini-
ster für wirtschaftliche Angelegenheiten mit der
Maßgabe zu befinden, daß die Beihilfe der Eigen-
art des zu fördernden Vorhabens entspricht und die
hiefür erforderlichen Bundesmittel in dem zur
Errichtung des angestrebten Erfolges nur im unum-
gänglich notwendigen Umfang eingesetzt werden."
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Artikel IX

(1) Das Lebensmittelgesetz 1975, BGBl.
Nr. 86/1975, zuletzt geändert durch BGBl.
Nr. 444/1985, wird wie folgt geändert:

§ 42 Abs. 1 lautet:

„§ 42. (1) Für die Untersuchung der diesem Bun-
desgesetz unterliegenden Waren und für die Aufga-
ben der Toxikologie und der Messung und Kon-
trolle ionisierender Strahlen sind nach Bedarf Bun-
desanstalten für Lebensmitteluntersuchung und in
Wien eine Bundesanstalt für Lebensmitteluntersu-
chung und -forschung zu errichten und mit dem
erforderlichen Personal und den erforderlichen
Einrichtungen auszustatten."

(2) Die mit Aufgaben der Toxikologie und der
Messung und Kontrolle ionisierender Strahlen
befaßten Bediensteten des Planstellenbereiches
„Umweltbundesamt" werden in den Planstellenbe-
reich „Lebensmitteluntersuchungsanstalten" über-

nommen. Die Übernahme erfolgt durch Bescheid
des Bundeskanzlers im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Umwelt, Jugend und Familie
nach Anhörung des Dienststellenausschusses des
Umweltbundesamtes.

Artikel X

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. April 1987 in
Kraft.

(2) Bescheide und Dienstgebererklärungen auf
Grund dieses Bundesgesetzes können ab seiner
Kundmachung erlassen oder abgegeben werden, sie
sind mit 1. April 1987 in Kraft zu setzen.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung betraut.

Waldheim

Vranitzky
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